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			Macri bei Merkel

			Buenos-Aires-Bürgermeister zu Gast beim CDU-Parteitag
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			Mauricio Macri mit Angela Merkel. (Foto: GCBA)

			Buenos Aires (AT/mc) – Für Mauricio Macri war sein Ausflug zum CDU-Parteitag in Köln ein Erfolg: Ein Vier-Augen-Gespräch sowie ein gemeinsames Foto mit Bundeskanzlerin Angela Merkel. Das passt dem Bürgermeister von Buenos Aires gut ins Konzept, sich als Anwärter auf das Präsidentenamt zu präsentieren.

			Macri, der auf Einladung der Konrad-Adenauer-Stiftung in die Rheinmetropole gekommen war, erklärte der CDU-Chefin seinen Optimismus, im kommenden Jahr neuer argentinischer Staatschef werden zu können. Er wolle sich dann für eine Verbesserung des Verhältnisses Argentiniens zu Deutschland und zur Europäischen Union einsetzen. Vor allem in Sachen Innovation und Technik sollte eine strategische Allianz gebildet werden

			Macri bat Merkel bei dem auf Englisch geführten Gespräch darum, Argentinien bei seiner „Wiederintegration“ auf internationaler Ebene zu unterstützen. Die deutsche Kanzlerin, die von Macri als „eine der drei oder vier mächtigsten Personen der Welt“ bezeichnet wurde, habe demgegenüber Wohlwollen signalisiert. 

			Der Politiker aus Buenos Aires nutzte die Gelegenheit, Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zu kritisieren: „Cristina hat gesagt, dass sie aus Argentinien ein Land wie Deutschland machen wollte. Aber sie kann es nicht. Wir schon,“ so Macri, dessen Pro-Partei von der Adenauer-Stiftung offenbar als Partner in Argentinien betrachtet wird.

			Wo er sein Land im internationalen Kontext sehen möchte, fasste der Bürgermeister wie folgt zusammen: „Argentinien muss ein wichtiger Faktor in der Welt sein. Es muss im Mercosur wachsen, und es muss seinen Platz in der G20-Gruppe besser nutzen.“

			Der Bürgermeister wurde beim Parteitag mit freundlichem, aber moderatem Beifall begrüßt. Der Applaus, den sein Kiewer Amtskollege Vitali Klitschko erntete, war ungleich stärker. Macri saß gemeinsam mit dem Ex-Box-Champion am Tisch für internationale Gäste.

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png]

			Unasur-Sitz heißt „Néstor Kirchner“

			Südamerikanisches Staatenbündnis tagt in Quito und Guayaquil
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			Cristina vor der Bronzestatue, die ihren verstorbenen Mann darstellt. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Für Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner war es ein emotionaler Moment: Sie hatte beim jüngsten Unasur Gipfel in Ecuador die Ehre, das neue Zentralgebäude des südamerikanischen Staatenbündnisses in der Hauptstadt Quito einzuweihen. Der futuristisch gestaltete Neubau trägt den Namen „Néstor Kirchner“. Vor dem Gebäude gibt es zudem eine überlebensgroße Bronzestatue, die Cristinas vor vier Jahren verstorbenen Ehemann darstellt.

			„Unasur hatte seinen vielleicht bedeutendsten Moment 2005 in Mar del Plata, als wir entschieden, dass hier in Südamerika die politische, wirtschaftliche und soziale Ordnung von den Regierungen gestaltet werden soll, die von ihren Völkern gewählt sind.“ Damals, beim Gipfel der amerikanischen Staaten in dem argentinischen Küstenort, wiesen südamerikanische Führer wie Néstor Kirchner und Hugo Chávez das Ansinnen des damaligen US-Präsidenten George W. Bush zurück, eine gesamtamerikanische Freihandelszone (Alca) zu schaffen.

			„Ich danke all denjenigen, die sich dafür eingesetzt haben, den Unasur-Sitz nach meinem Lebenspartner zu benennen“, dankte Cristina. Sie bezeichnete es als Ironie der Geschichte, dass ausgerechnet jemand wie Néstor, dem es nie sonderlich gefallen habe, im politischen Mittelpunkt zu stehen, nun als Statue im politischen Zentrum Südamerikas verewigt sei. 

			Neben Quito fand der Gipfel auch in der Hafenstadt Guayaquil statt. Dort erreichte Cristina einen Beschluss, der vorsieht, einen juristischen Rahmen zur Neustrukturierung staatlicher Schulden auszuarbeiten. Hierfür soll umgehend ein Ausschuss gebildet werden. 

			Ecuadors Präsident Rafael Correa unterstrich in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, das Finanzsystem zu reformieren. Gegenwärtig würden die Reichtümer der Region dorthin transferiert, wo es ausländische Devisen gebe. „Dies ist ein System, dass unsere Länder erstickt. Als bestes Beispiel hierfür haben wir Argentinien, das Opfer der Geierfonds geworden ist“, so der Gastgeber.

			Correa forderte zudem die Schaffung einer gemeinsamen Bank des Südens (Banco del Sur). „Wir hängen bislang von ausländischen Überweisungen ab. Um das zu ändern, brauchen wir die Bank des Südens“, meinte der ecuadorianische Präsident. Er griff dabei auch die Idee einer gemeinsamen Regionalwährung auf, die man mittelfristig einführen sollte. Ein gemeinsamer südamerikanischer Pass war eine weitere Zukunftsversion, die während des Treffens in Ecuador angesprochen wurde.
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			„Große Rolle bei der Integration“

			Medien der Gemeinschaften im Stadtparlament geehrt
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			Eliana Alemann (2.v.r.) mit Julio Croci (l.), Adriana Montes (2.v.l.) und Juan Sarrafián (r.). (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – „Die Medien der Gemeinschaften spielen eine große Rolle bei der Integration.“ Mit diesen Worten hob Adriana Montes, Staatssekretärin für Kommunikation des Stadtparlaments, die Bedeutung hervor, die den Zeitungen, Radio- und TV-Sendern der verschiedenen Einwandergruppen in Buenos Aires zukämen. Montes hatte am vorigen Freitag Repräsentanten von mehr als 50 Gemeinschaftsmedien in den Salon San Martín des Stadtparlaments geladen, um alle mit Urkunden für ihr Schaffen auszuzeichnen.

			Für das Argentinische Tageblatt nahm Eliana Alemann als Vertreterin der Verlegerfamilie die Auszeichnung entgegen. Das 1889 gegründete Tageblatt gehörte zudem zu den insgesamt neun ältesten Medien, die mit einem silbernen Stift geehrt wurden. Von den Anwesenden konnte nur die irische Publikation „The Southern Cross“ (gegründet 1875) auf eine längere Geschichte als das Tageblatt zurückblicken. Der 1876 gegründete englische Buenos Aires Herald war bei der Veranstaltung nicht vertreten. 

			Zu den traditionsreichen Zeitungen, die ebenfalls doppelt ausgezeichnet wurden, gehörten die japanische Publikation La Plata Hochi (gegründet 1915), Glos Polski la Voz de Polonia (polnisch, 1922), Diario Sirio Libanés (syrisch-libanesisch, 1929), Revista Dibet (armenisch, 1931), La Voz de Chile (chilenisch, 1943) sowie Eslovenia Libre (slowenisch, 1948). Auch der 1972 ins Leben gerufene Radiosender Italia Duemila konnte sich über die Extra-Auszeichnung freuen.

			Besonders zahlreich waren die Bolivianer vertreten. Insgesamt gibt es 18 Medien für die Mitbürger aus dem Nachbarland im Norden. Es handelt sich meist um Radiosender, die in den letzten Jahren gegründet wurden. 

			Wie bunt und vielfältig die Medienlandschaft in der argentinischen Hauptstadt ist, wird noch deutlicher, wenn man weitere Ursprungsländer der Gemeinschaften aufzählt, die bei der Ehrung zugegen waren: China, Philippinen, Ungarn, San Marino, Kroatien, Griechenland, um nur einige zu nennen.

			„Die Medien der Gemeinschaften spiegeln die Vielfältigkeit des Lebens in Buenos Aires wider“, meinte denn auch Julio Croci, der Generaldirektor der Stadtregierung für Gemeinschaften. Er hob dabei hervor, dass die Medien nicht nur für die jeweilige Gemeinschaft, sondern für die Gesellschaft insgesamt wichtig seien.

			Für die Vereinigung der Gemeinschaften in Argentinien (FAC) sprach schließlich deren Präsident Juan Sarrafián. Er bezeichnete die Medien als „wichtigen Arm der Gemeinschaften“, nicht nur als Quelle für Informationen, sondern auch, um Identität zu stiften. „Jeden Tag wird eine neue Seite unserer Gemeinschaften geschrieben.“

			Das Treffen sollte, darin waren sich die Redner einig, nicht das einzige seiner Art gewesen sein.
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			Die Woche in Argentinien

			Boudou muss vor Gericht

			Vizepräsident Amado Boudou muss sich einer mündlichen Gerichtsverhandlung stellen. Dies beschloss der zuständige Bundesrichter Claudio Bonadio gestern. Bei dem Prozess soll geklärt werden, ob Boudou sich der Fälschung von Autopapieren schuldig gemacht hat. Das Strafmaß liegt zwischen einem und sechs Jahren Gefängnis. Boudous Verteidigung hatte versucht, den Prozess abzuwenden. Doch das Gericht wies den Antrag zurück.

			Carrió fürs Parlasur?

			Elisa Carrió will möglicherweise für das Mercosur-Parlament Parlasur kandidieren. Dies gab die Chefin der Bürgerlichen Koalition vor wenigen Tagen bekannt. Sie wolle dies aber nur machen, wenn sich auch Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im kommenden Jahr um einen Sitz im Parlasur bewerben sollte. Carrió suche die Auseinandersetzung mit Cristina, da sie und die heutige Staatschefin für verschiedene „Weltanschauungen“ stünden. Bereits bei den Präsidentschaftswahlen 2007 war Carrió die gefährlichste Gegnerin Kirchners. Nun will sie offenbar ein neues Duell. Kirchner darf aufgrund der Verfassung nicht noch einmal für das Amt des Staatsoberhauptes kandieren. Gegenwärtig abwägt Cristina, sich um ein Mandat im Parlasur zu bemühen. Die Wahlen werden möglicherweise gleichzeitig zu den hiesigen Präsidentschaftswahlen abgehalten. Sollte Carrió tatsächlich fürs Parlasur antreten, dürfte sie nicht auch gleichzeitig fürs Präsidentenamt kandidieren.

			116. Enkel identifiziert

			Das 116. Enkelkind von Angehörigen von Opfern der Militärdiktatur ist identifiziert worden. Dies gab die Organisation Großmütter der Plaza de Mayo („Abuelas“) vor wenigen Tagen bekannt. Es handele sich um den Sohn von Hugo Alberto Castro und Ana Rubel, zweier Aktivisten der „Argentinischen Befreiungsfront“, die während der Herrschaft der Militärs (1976 bis 1983) ums Leben kamen. Ana Rubel war schwanger, als sie 1977 in das Folterzentrum ESMA eingeliefert wurde. Dort gebar sie auch ihr Kind. Bereits in den 80er-Jahren begannen Nachforschungen der Familie sowie von überlebenden Mitgefangenen. Doch zur Klärung kam es erst, als der Sohn von Ana Rubel im August dieses Jahres feststellte, dass diejenigen, die vorgaben, seine Eltern zu sein, nicht seine tatsächlichen Eltern sind. So wandte er sich an die Großmütter der Plaza de Mayo, die  einen DNS-Abgleich mit den Daten ihrer Gendatei machten und so die wahre Identität des Mannes feststellen konnten.

			Friedhof geschändet

			Ein übler Akt von Vandalismus ereignete auf dem jüdischen Friedhof von Santiago del Estero. Unbekannte verschafften sich vermutlich in der Nacht zu Sonnabend Zutritt zu dem Gelände und schändeten dort zwischen acht und zehn Gräber. Wie die jüdische Gemeinschaft mitteilte, hätten die Täter Zerstörungen angerichtet, aber keine Wertgegenstände, sei es Bronze oder Marmor, entwendet. Hernán Kriscautzky, der Vorsitzende der jüdischen Gemeinschaft von Santiago, sprach von einer „feigen und vorsätzlichen Tat“, die als umso entwürdigender zu bewerten sei, da die Täter den Friedhof auch mit Fäkalien entweiht hätten. Es ist nicht das erste Mal, dass die Grabstätte zum Ziel von Vandalismus wurde. Im vorliegenden Fall sei der Grad der Zerstörungswut jedoch besonders gravierend, so Kriscautzky.

			Restauration kann dauern

			Der Umbau der „Confitería El Molino“ zum Museum und Kulturzentrum könnte noch Jahre dauern. Da unklar sei, wie stark das seit 1997 leer stehende Gebäude beschädigt sei, könnten keine konkreten Prognosen für die Wiedereröffnung gegeben werden. „Es muss ein Gutachten angefertigt werden, denn heute kann keiner einschätzen, wie stark das Gebäude beschädigt ist“, sagte der Architekt Martín Marcos. Erst danach könne eine Schätzung über einen angemessenen Kaufpreis des Gebäudes abgegeben werden.  Die „Mühle“ liegt gegenüber des Kongress-Gebäudes und beherbergte über Jahrzehnte ein angesehenes Kaffeehaus und eine Konditorei. In der vergangenen Woche war das Gesetz zur „Rückgewinnung“ der symbolträchtigen Einrichtung in Kraft getreten. Nachdem die Abgeordneten dem Gesetzentwurf zugestimmt hatten, soll nun eine Kommission eingesetzt werden, die sich um den Umbau kümmert. 

			Bankraub auf VW-Gelände

			Mehr als 1 Million Pesos Beute machten fünf Räuber, die am Dienstag auf dem Volkswagen-Gelände in General Pacheco eine Filiale der Santander Río Bank überfielen. Wie die Polizei mitteilte, schlugen die Täter am Nachmittag zu, als die Geldautomaten gerade mit frischen Geldscheinen gefüllt werden sollten. Die Räuber verschafften sich gewaltsam Zutritt und entwendeten sechs Geldkassetten. Sie waren unmaskiert und wie normale VW-Angestellte gekleidet. Ihnen gelang die Flucht mit einem Fiat 500, den sie am Tag zuvor gestohlen hatten. Später ließen die Ganoven das Fahrzeug auf der Autobahn Panamericana in Höhe Pablo Nogués (Bezirk Malvinas Argentinas) zurück.

			Viele alte Rentner

			Eine erstaunlich hohe Zahl: In Argentinien gebe es mehr als 5000 Rentner, die über 100 Jahre alt sind. Dies gab Diego Bossio, Generaldirektor der ANSeS, das Amt, das Renten unter anderem soziale staatliche Leistungen verwaltet, in einem Fernsehinterview über die Alterung der argentinischen Bevölkerung bekannt.

			Scheidung bleibt Makel

			Papst Franziskus hat für einen neuen Umgang mit wiederverheirateten Geschiedenen in der katholischen Kirche geworben, Hoffnungen auf eine Zulassung zur Kommunion aber gedämpft. Dies sei „keine Lösung“, sagte er in einem Interview der argentinischen Zeitung „La Nacion“. „Die Lösung ist Integration“, fügte er hinzu. „Man muss etwas die Türen öffnen.“ Die Ehe zwischen Homosexuellen sei bei der Synode im Oktober im Vatikan kein Thema gewesen. „Die Synode hat über die Familie und Homosexuelle in Beziehung zu ihren Familien gesprochen, weil das eine Realität ist, der wir begegnen“, sagte der Argentinier. Bei seiner Wahl zum Papst habe er sich vorgenommen, er selbst zu bleiben, sagte Jorge Mario Bergoglio. „Ich habe mir vom ersten Tag an eine Sache gesagt: Jorge, verändere Dich nicht, bleib wie Du bist und sei Du selbst. Sich in Deinem Alter zu ändern, ist lächerlich.“ Gesundheitlich gehe es ihm gut, auch wenn er altersbedingte Probleme spüre. „Aber ich bin in den Händen Gottes, bis jetzt kann ich einen guten Arbeitsrhythmus wegstecken.“ Im kommenden Jahr will Franziskus drei Länder Lateinamerikas und erstmals auch Afrika besuchen. Sein Heimatland Argentinien stehe erst nach dem Wahljahr 2015 auf dem Reiseplan. (AT/mc/jea/jj)
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			Parlasur

			Dieses eigenartige Kürzel, das auf Spanisch für „Parlamento del Mercosur“ steht, hat dieser Tage Eingang in die argentinische Tagespolitik gefunden. Wie bekannt, werden im Oktober 2015 allgemeine Wahlen für Präsident, Gouverneure, Bürgermeister und Parlamentarier abgehalten, wobei der Präsidentin Cristina Kirchner die Verfassung verbietet, sich abermals als Kandidatin zu stellen. Ohne die Präsidentin als Zugpferd auf den Wahlzetteln fürchtet die Regierungspartei „Front für den Sieg“, lies die PJ-Gerechtigkeitspartei und Alliierte, hohe Stimmenverluste im Vergleich zu ihrem 54-prozentigen Sieg von 2011.

			Einfallsreiche Regierungspolitiker haben daraufhin die Initiative ergriffen und vorgeschlagen, die Parlasurwahlen zusammen mit den allgemeinen Wahlen abzuhalten. Dadurch könnte Cristina Kirchner auch als erste Kandidatin auf den Wahlzetteln, allenfalls auch mit ihrer Abbildung, in den Wahlkampf ziehen und als Stimmensammler wirken. In Umfragen werden ihr etwa 40 Prozent Zustimmung unterstellt, viel mehr als irgend ein anderer Parteikandidat.

			Auf diesem Umweg würden die Parlasurwahlen auf allgemeines Interesse stoßen.

			Es geht dabei auch um die Immunität vor Gericht, die Cristina mit dem Ausscheiden aus dem Amt verlieren wird. Das ist derzeit wichtig, seit Bundesrichter Diego Bonadio Ermittlungen gegen die Präsidentin und ihren Geschäftsfreund Lázaro Báez wegen Geldwäsche und illegaler Bereicherung eingeleitet hat. Für diese Immunität müsste die Präsidentin freilich einen Parlamentssitz im Lande haben. Parlasur beschränkt diese Immunität nur auf Reden im Parlament, keinesfalls allgemein, bezogen auf inländische Prozesse wie derzeit.

			Insofern würde eine Parlasurkandidatur sich auf die Wahlzugkraft der Präsidentin bei den nächstjährigen allgemeinen Wahlen beschränken. Steht das CFK-Bildnis auf allen Wahlzetteln der Regierungskandidaten, rechnen Regierungspolitiker mit mehr Stimmen, was abzuwarten bleibt.

			Nebenbei: Die scharfe Oppositionspolitikerin Elisa Carrió, die ihre Zugehörigkeit zur Wahlallianz UNEN plötzlich aufgegeben hat, weil sie eine Allianz von UNEN mit PRO von Kandidat Mauricio Macri vorschlägt, um einen Regierungssieg gegenüber drei Oppositionskandidaten wie 2011 zu verhindern, ihre Kandidatur für die Parlasurwahlen angekündigt, für die sich andere Oppositionskandidaten bisher nicht bemüht haben. Ihre scharfe Zunge würde dann im Parlasur erklingen, dessen Sitzungen die Öffentlichkeit kaum beachtet, derweilen sich die Vorkandidaten für die Kür der Kandidaten in den PASO-Wahlen vom August 2015 vorbereiten. 
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			Bayern will deutsche Sprache

			Von Stefan Kuhn

			Manchmal drängt sich die Frage auf, was und vor allem wie viel auf CSU-Klausursitzungen getrunken wird. Auf diese Art ließen sich einige Entscheidungen und Forderungen der bayrischen Schwesterpartei der CDU erklären. „Wer dauerhaft hier leben will, soll dazu angehalten werden, im öffentlichen Raum und in der Familie deutsch zu sprechen“, hieß es in einem vergangenes Wochenende beschlossenen Leitantrag des CSU-Vorstands zum Parteitag, der am heutigen Freitag in Nürnberg beginnt. Die Reaktionen darauf waren zu erwarten. Sie reichten von Spott und Häme bis hin zur Entrüstung.

			Selbst von der Schwesterpartei CDU kam Kritik: „Es geht die Politik nichts an, ob ich zu Hause lateinisch, klingonisch oder hessisch rede“, schrieb Generalsekretär Peter Tauber auf Twitter. Das Bundesaußenministerium spottete: „Wir reden weiter diplomatisch.“

			Damit hat das Auswärtige Amt den Nagel auf den Kopf getroffen. Diplomatisch war der CSU-Antrag nicht. Dass in Deutschland Deutsch gesprochen wird und das Erlernen der Sprache notwendig für die Integration ist, wird wohl Niemand ernsthaft bestreiten. Dass der Erhalt der Muttersprache für Zuwanderer ebenso wichtig ist und Zweisprachigkeit enorme Vorteile im späteren Leben bringt, steht ebenfalls nicht zur Debatte. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) wies in einer Reaktion auf den CSU-Antrag auf diese Faktoren hin.

			In der Regel lernen Einwandererkinder die Landessprache auf der Straße und in der Schule. Das funktionierte lange sehr gut, man musste mehr Sorge tragen, dass Migranten ihre Muttersprache nicht verlernen. Heute gibt es allerdings in manchen Großstadtvierteln Schulklassen, in denen der Anteil deutscher Muttersprachler unter 30 Prozent liegt. Unter den restlichen 70 Prozent dominiert in der Regel das Türkische. Wenn in der Familie, unter Freunden und auf der Straße auch noch Türkisch gesprochen wird, dann kann man sich vorstellen, dass es mit der Integration nicht so recht klappen will.

			Verstärkt wird diese Tendenz noch dadurch, dass sich viele deutsche Eltern weigern, in Berlin sind es rund zehn Prozent, ihre Kinder auf solche Schulen zu schicken. Nicht etwa aus offen fremdenfeindlichen Motiven, sie sehen in dem hohen Ausländeranteil ein Lernhemmnis.

			Der sprachlichen Misere will die CSU jetzt dadurch beikommen, dass man Zuwanderer dazu „anhält“, „im öffentlichen Raum und in der Familie deutsch zu sprechen“. Soll da der Hausmeister klingeln, wenn er aus einer Wohnung fremde Laute hört, und höflich darum bitten, dass die Bewohner deutsch sprechen? Sollen Lehrer auf dem Schulhof Schüler ermahnen, die sich nicht auf deutsch unterhalten? Das ist kein Lösungsansatz für ein Problem, das vielerorts sicher besteht. Es ist ein Versuch, mit populistischen Parolen der Parteineugründung „Alternative für Deutschland“ (AfD) das Wasser abzugraben. Ein ausgesprochen dümmlicher Versuch, denn über solche Schnapsideen lacht sogar der Stammtisch im Löwenbräu in Wolfratshausen.

			Inzwischen hat auch die CSU erkannt, dass der Leitantrag kein Geistesblitz war. Er wurde am Montag abgemildert. „Wer dauerhaft hier leben will, soll motiviert werden, im täglichen Leben deutsch zu sprechen“, heißt es jetzt in der Vorlage. Das ist wesentlich diplomatischer, weil nichtssagender. 
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			Randglossen

			Im Machtkampf der Regierung gegen eine unabhängige Justiz in Argentinien hat sich der Nationaldeputierte Carlos Raimundi, der der Minipartei „Nuevo Encuentro“, Alliierte der Regierung in der sogenannten „Front für den Sieg“, mit einem konfusen Vorstoß zwecks Absetzung des Obersten Richters Carlos Fayt gemeldet. Fayt ist 96 Jahre alt und hat seinerzeit erreicht, dass die Pensionierungsgrenze von 75 Jahren für ihn nicht gilt, weil er vor dieser Verfassungsvorschrift von 1994 vom damaligen Präsidenten Raúl Alfonsín ernannt worden war. Für eine Absetzung eines Obersten Richters muss der Kongress mit je Zweidrittelmehrheit entscheiden, was Raimundi nicht direkt fordert, aber deutlich anspielt. Richter Fayt war in seiner langen Amtszeit stets entschiedener Gegner der Presseknebelung, wie derzeit praktiziert wird. Das ärgert offenbar die Regierung, die es bisher vergeblich auf die unabhängige Justiz und die Meinungsfreiheit abgesehen hat.

			Der mächtigen Gewerkschaften in Argentinien nicht genug, hat sich dieser Tage eine neue Gewerkschaft im Hörfunk, Fernsehen und der geschriebenen Presse gemeldet. Sie vertritt die Interessen der Gefangenen, die im Gefängnis arbeiten, einen Lohn beziehen mit Abzügen zur Bezahlung ihrer Ferien, freien Wochenenden und offiziellen Feiertagen sowie anderen sozialen Pfründen, die freilich für Häftlinge nicht gelten, wenn sie nicht arbeiten. Diebstahl, gewaltsamer Raub, Mord und andere Verbrechen werden von den Gerichten mit Gefängnisstrafen geahndet. Trotzdem beziehen arbeitende Verbrecher einen Lohn und sonstige Sozialdienste, derweil die Opfer der Verbrechen entrüstet auf diese Privilegien reagieren. Das argentinische Strafrecht versinkt hiermit im moralischen Sumpf gewerkschaftlicher Privilegien für arbeitende Häftlinge. Wie gehabt.

			Wer den Schaden hat, spottet jeder Beschreibung... Besonders bissig ging die Stuttgarter Zeitung mit dem CSU-Leitantrag zur sprachlichen Integration um. Sie bemerkt zu Recht, dass eine Deutschpflicht die Stammwähler der CSU überfordern würde. In diesem Sinne würde sich die Partei auch selbst widersprechen. Vor kurzem setzte sich die CSU vehement für eine Pflege des bayrischen Dialekts ein. Es wäre weitaus konsequenter gewesen, alle Neubayern (Zuagroastn) dazu zu verpflichten „im öffentlichen Leben und in der Familie“ Bayrisch zu sprechen.

			Einer der wenigen Politiker außerhalb der CSU, die dem Leitantrag zur deutschen Sprache etwas Positives abgewinnen konnten, ist der sächsische Ministerpräsident Stanislaw Tillich (CDU). Zum einen ist das mehr als verständlich. Bei den letzten Landtagswahlen kam die populistische AfD auf fast zehn Prozent, auch die rechtsextremistische NPD ist in Sachsen recht stark. Da kann es nicht schaden, wenn der Landesvater Verständnis heuchelt und Deutsch als Familiensprache für vorteilhaft hält. Andererseits ist Tillich Sorbe. Kaum vorstellbar, dass er die slawische Minderheitensprache gelernt hat, wenn daheim nur Sächsisch gesprochen wurde.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,565, leicht über der Vorwoche und um 31,26% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 29,11 Mrd. gegen u$s 28,90 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 8,635, zum 31.03.15 bei $ 9,215 und zum 30.06.15 bei $ 9,82. Der Terminkurs per November 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 27,78%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,78, gegen $ 13,05 in der Vorwoche. Der Kurs, der sich bei Überweisungen über staatliche Dollarbonds ergibt, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden, schloss bei $ 11,31. Die Regierung versucht, über Kontrollen der ZB und der AFIP, diesen Markt (der legal ist) mit Inspektionen zu beschränken, was störend auf die Geschäfte wirkt.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 16,93%, liegt dennoch um 53,57% über Ende 2013. Allein am Mittwoch ging der Index um 6,8% zurück. Die Baisse wurde grundsätzlich durch den Verfall des Erdölpreises verursacht, was sich an erster Stelle aufdie Aktien von YPF und Petrobras ausgewirkt hat, dann aber auch auf die von Ternium, die Röhren für die Erdölwirtschaft erzeugt. 

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 32% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,70%, lagen jedoch um 43,44% über Ende 2013. Boden 2015 lagen zur Vorwoche unverändert mit 2,24% im Minus, und Global 2017 Arg verloren 2,70% und lagen 2,17% im Minus seit Jahresende 2013.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,44 (Vorwoche $ 219,17) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,63 (Vorwoche $ 313,10).

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten monatlich auf der Grundlage des Durchschnittes mehrerer privater Erhebungen berechnet, ergab für November eine Zunahme von 1,86% und in 12 Monaten eine von 40,53%. Die November-Zunahme lag unter den Vormonaten und bestätigt die sinkende Tendenz, auf die Minister Kicillof hinwies. Die Vertiefung der Rezession und die relativ geringe monetäre Expansion haben dieses Ergebnis bewirkt. 

			***

			Das US-Landwirtschaftsdepartemente (USDA) hat die Schätzung der argentinischen Maisernte für 2015 um 4,3% gegenüber der vorangehenden auf 22 Mio. t gesenkt. Bei Sojabohne wurde die bisherige Schätzung von 55 Mio. t beibehalten, und bei Weizen auch die von 12 Mio. t. Die Zahlen der USDA beruhen auf Satellitenfilmungen, die von Experten ausgewertet werden, und sind erfahrungsgemäss nicht weit vom endgültigen Ergebnis entfernt. Es fällt auf, dass eine Sojabohnenernte erwartet wird, die über der von 2014 liegt, obwohl die Rechnung bei Landwirten in Grenzgebieten nicht aufgeht, wegen niedrigerer Preise und Kosten, die in Dollar gestiegen sind. Doch es hat ausreichend in trockenen Gegenden geregnet, und die Landwirte erwarten offenbar einen Abwertungssprung und/oder eine Verringerung der Exportzölle. In einigen zentralen Gegenden hat es hingegen zu viel geregnet, so dass nicht gesät werden konnte, oder die gesäten Flächen verloren gingen. Doch das hat angeblich gesamthaft keine Bedeutung gehabt.

			***

			Am Mittwoch fand die mündliche Vorstellung des Anwalts der Investmentfonds NML und EM vor der Berufungskammer von New York statt, die sich auf die Forderung bezieht, die Reserven der argentinischen Zentralbank pfänden zu können. Die Fonds vertreten die These, dass die ZB kein unabhängiges Gebilde ist, sondern zum Staat gehört. Das wird als die Theorie des „alter ego“ bezeichnet. Die Tatsache, dass die ZB-Reserven für Zahlung von staatlichen Auslandsschulden eingesetzt werden, belege die These. Die Anwälte, die Argentinien verteidigen, bestanden auf dem Standpunkt, dass die ZB-Reserven allgemein nicht pfändbar seien, weil es sich nicht um Vermögen des Staates handle, sondern um die Gegenpartie der Passiven der ZB, was eine rein monetäre Angelegenheit sei. Diese These wurde jedoch durch die Reform der ZB-Charta geschwächt, die der Regierung eine erweiterte Entscheidungsgewalt über die ZB gibt und auch die enge Beziehung der Reserven zur Geldmenge abgeschafft hat. Dennoch haben die Geierfonds in diesem Fall kaum eine Erfolgschance. 

			***

			Das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires hat eine eigene Ermittlung der Arbeitslosigkeit in diesem Gebiet durchgeführt, und ist dabei für das 3. Quartal 2014 auf 8,6% der aktiven Bevölkerung gelangt, gegen nur 5,5% des INDEC. Die Unterbeschäftigung erreichte laut Stadtstatistik 9,5%, gegen 7% des INDEC. Die absolute Zahl der Arbeitslosen beträgt laut Stadtstatistik 135.800 Menschen, fast 50.000 mehr als das INDEC ermittelt hat. Bei den Unterbeschäftigten sind es 149.000 Menschen, ca. 40.000 mehr als bei der INDEC-Ermittlung. Die Umfrage der Stadt umfasst 2.000 Haushalte, fast drei Mal so viele wie die vom INDEC. Die Stadt Buenos Aires weist grosse Unterschiede auf: in der Nordgegend beträgt die Arbeitslosigkeit nur 5%, in der zentralen Gegend 8,5% und in der südlichen 12,3%.

			***

			Die Gewerkschaft der Erdölarbeiter von Patagonien erreichte eine Zusatzahlung von $ 24.000, die in vier Raten gezahlt wird: die erste mit dem halben zusätzlichen Jahreslohn, die drei weiteren jeweils Ende der ersten drei Monate des Jahres 2015. Angeblich handelt es sich um einen Vorschuss auf die Erhöhung, die sich bei der kommenden Erneuerung des Gesamtarbeitsvertrages ergibt. Die Gewerkschaft hatte ursprünglich $ 50.000 gefordert, doch das Arbeitsministerium hatte sich geweigert, einen so hohen Betrag allgemeingültig zu erklären (was als „homologación“ bezeichnet wird). Die patagonischen Erdölarbeiter beziehen ohnehin schon mit Abstand die höchsten Löhne im ganzen Land, und die neue Zulage, die sehr hoch ist, hat einen gefährlichen Demonstrationseffekt für andere Arbeitnehmer, die diese Löhne als Referenz für die eigenen nehmen.

			***

			Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 13,05 Mrd., von denen $ 12,90 Mrd. zugeteilt wurden. Da gleichzeitig bestehende Wechsel für $ 9,36 Mrd. verfielen, betrug die Nettoaufnahme flüssiger Mittel $ 1,7 Mrd. Im Laufe dieses Jahres hat die ZB schon Lebac und Nobac für insgesamt $ 101,7 Mrd. untergebracht. Lebac auf 98 Tage wurden zu 26,86% verzinst, auf 119 Tage zu 27,69%, und dann jeweils mehr bei längeren Fristen. Bei Dollarwechseln betrugen die Offerten u$s 34 Mio., die sämtlich angenommen wurden, während gleichzeitig Wechsel für u$s 47 Mio. verfielen.

			*** 

			America Movil (AMX), die in Argentinien mit dem Mobiltelefonieunternehmen Claro auftritt und dem mexikanischen Multimillionär Carlos Slim gehört, hat am Dienstag u$s 281,5 Mio. für die Zuteilung von Frequenzen 3G und 4G gezahlt. Danach wird Telecom Personal für seinen Teil u$s 410,78 Mio. zahlen, und Telefónica Movistar u$s 209,14 Mio. Insgesamt nimmt der Staat somit u$s 901,4 Mio. ein.

			***

			Den Supermarktketten Vea und Carrefour wurde eine Busse i.H. von jeweils $ 482.000 und $ 202.000 verhängt, weil einige Produkte, die am Programm der „gepflegten Preise“ teilnehmen, in ihren Regalen nicht zu finden waren.

			***

			Die Preise der allgemein verbrauchten Konsumgüter und Dienstleistungen, auf die sich der Index der Konsumentenpreise bezieht, sind im November laut der Erhebung der ehemaligen Direktorin des Statistikamtes INDEC, Graciela Bevacqua, um 1,5% gestiegen. Bei Lebensmitteln und den Getränken (+2%), und Unterhaltskosten fürs Wohnen (+1,9) seien die Preise am stärksten gestiegen. Die kumulierte Inflation der letzten 12 Monaten liegt laut Erhebung von Bevacqua bei 40,2%.

			***

			Argentinier reisen weniger ins Ausland. Die Auslandsübernachtungen sind im November im Jahresvergleich um 17,1% zurückgegangen, während die Zahl argentinischer Touristen ab Ezeiza um 8,1% gefallen ist. Die Gesamtausgaben argentinischer Auslandsreisenden erreichte u$s 2,66 Mrd., 1,9% weniger als noch im Vorjahresmonat. Trotzdem geben die Argentinier, die ins Ausland reisen, mehr als die ausländischen Touristen in Argentinien aus. Die ausländischen Besucher gaben im November u$s 2,16 Mrd. aus. Die Zahl würde um einiges höher liegen, würden die Touristen, insbesondere aus den Nachbarstaaten, ihre Devisen nicht zunehmend auf dem Schwarzmarkt umtauschen.

			***

			Über die Hälfte der Weizenproduzenten wartet auf die staatlichen Zahlungen der einbehaltenen Steuern für die Ernte 2013/2014. 10.519 Landwirte haben sich gemeldet, um die versprochene Rückerstattung zu erhalten. Etwas mehr als 4000 haben bislang das Geld erhalten. Angeblich kommt es zu den Verzögerungen, weil die AFIP bei den meisten Produzenten Steuerschulden entdeckt haben soll. Präsidentin Cristina Kirchner hatte bereits im Mai 2013 die Rückzahlungen für relativ kleinere Weizenproduzenten angekündigt.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 28.11.14 um 22,48% auf $ 409,12 Mrd. Die Zunahme der letzten 30 Tage war mit 6,49% besonders ausgeprägt. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die Zahlungsmittel in weiterm Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 32,27% auf $ 850,04 Mrd. Auch in diesem Fall war die Expansion in den letzten 30 Tagen mit 7,75% sehr hoch. Die gesamten Pesodepositen des Bankensystems stiegen in 12 Monaten zum 28.11.14 um 25,88% und in den letzten 30 Tagen um 6,60% auf $ 932,14 Mrd. Die gesamten Pesokredite der Banken stiegen in der gleichen Periode um 19,32%, bzw. 4,51% in 30 Tagen, auf $ 600,82 Mrd. Die Kreditexpansion liegt etwa halb so hoch wie die Inflation. 

			***

			Die Provinz Buenos Aires erhielt einen Kredit von u$s 150 Mio. von der Andenköperschaft („Corporación Andina de Fomento“, CAF) für den Bau einer Wasserleitung von 121 km vom Rio Colorado, der südlich der Provinz mündet, bis Bahía Blanca. Dadurch sollen 350.00 Menschen in 11 Ortschaften der Provinz Trinkwasser erhalten. Das Grundwasser ist in dieser Gegend arsenhaltig und daher ungesund. Da es dort wenig regnet, ist auch die Verfügung über Regenwasser problematisch.

			***

			165 Unternehmen wurden in einem öffentlichen Register, genannt Repsal, wegen Schwarzarbeit aufgelistet. Es handelt sich überwiegend um Firmen aus der Baubranche, dem Gesundheitsbereich und dem Einzelhandel. Repsal ist Teil eines Gesetzespakets um die illegale Beschäftigung zu bekämpfen. Firmen, die hier über eine Mindestzeit von 60 Tagen aufgenommen wurden, sind von sämtlichen Finanzierungen aus dem öffentlichen Bereich ausgeschlossen. Sollten die Unternehmen rückfällig werden, dürfen sie die Löhne zwecks Berechnung der Gewinnsteuern nicht abziehen. 

			*** 

			Der US-Konsumgüterkonzern Procter & Gamble hat sich in Argentinien bereit erklärt, u$s 69 Mio. in bar, 50% der vom Staat geforderten Summe, wegen Überfakturierung von Importen zu zahlen, die das Zollamt festgestellt hatte. Dies kündigte Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner an. Die weiteren von AFIP geforderten u$s 69 Mio. sollen vor Gericht entschieden werden. Die Firma besteht darauf, mit dem gezahlten Betrag mehr als die effektive Preisdifferenz gezahlt zu haben. Wie die Steuerbehörde behauptet, hat Procter & Gamble dank dieses Manövers nicht nur den Betrag der lokalen Gewinnsteuer verringert, sondern Devisen überwiesen. Es ist jedoch sehr schwierig, die Exportpreise für die Produkte, um die es sich hier handelt, genau festzustellen, da ein Unternehmen gelegentlich billiger verkaufen muss, um konkurrieren zu können oder um ein Produkt auf einen Markt einzuführen. Dem Zollamt fehlen die Unterlagen für eine gerichtliche Klage. 

			*** 

			Ein französischer Landwirt erhält für seinen Weizen u$s 207 pro Tonne, in US-Farmer u$s 220, und ein uruguayischer u$s 207. In Argentinien erhielte ein Landwirt, der gerade mit der Ernte begonnen hat, u$s 130 zum offizielen Kurs oder u$s 85 zum Schwarzkurs. Das argentinische Getreide ist wegen der von der Regierung geförderten Manipulationen z.Z. das weltweit billigste. Einmal wirkt sich der Exportzoll von 23% direkt auf den internen Preis aus, und dann drückt auch die Kontingentierung der Exporte auf den Preis, vor allem wenn die neue Ernte auf den Markt kommt, und die Exporteure nur eine beschränkte Menge exportieren dürfen, und die Mühlen sich nur für den unmitellbaren Bedarf eindecken. 

			***

			Der Verkauf von Baumaterialien verzeichnet im November einen innnerjährlichen Rückgang von 13,8%, ergibt der „Construya-Index“, der auf der Grundlage der Lieferungen der wichtigsten Unternehmen, die Baumaterialien verschiedener Art liefern, aufgestellt wird. In 11 Monaten 2014 wurden 5,6% weniger Baumaterialien als im Vorjahr verkauft.

			***

			Schlachthäuser, die im Exportgeschäft tätig sind, warnen über den Preisverfall des Rindfleisches auf den internationalen Märkten. So ist der Preis der Hilton Quote für die besten Schnitte im Verlauf der letzten drei Monaten um 20% gefallen. Auch die Entwicklung des russischen Marktes sei wenig erfreulich verlaufen, heisst es aus dem Konsortium von Exporteueren.

			***

			Die Gruppe der 6 Unternehmensverbände hat Klage gegen das Versorgungsgesetz eingereicht. Das Gesetz 26.691 sei eine konkrete Bedrohung für die Unternehmen, und könne zu direkter und kalter Konfiskation führen, was verfassungswidrig sei. Ausserdem wurde die Justiz aufgefordert, die Anwendung des Gesetzes als Vorsichtsmassnahme so lange zu verhindern, bis das Prozessverfahren beendet sei. Die Klage wurde von den Industriellen Hector Mendez und Daniel Funes de Rioja (UIA), Eduardo Eurnekian (Argentinische Handelskammer), Jorge Brito (Bankenverband Adeba), Adelmo Gabbi (Börse von Buenos Aires), Luis Miguel Etchevehere (Sociedad Rural Argentina) und Gustavo Weiss (Argentinische Bautenkammer) vorangetrieben, und von der angesehenen Anwaltskanzlei Cassagne eingereicht. Das Gesetz führe dazu, dass jede unternehmerische Geschäftstätigkeit vom Binnenhandelssekretariat als Verstoss angesehen werden könne, mit der Konsequenz, dass die Behörde freie Hand habe, um Geschäftsschliessungen, Bussen oder weitere Sanktionen zu verfügen. Die Gruppe der 6 hält zwei Aspekte als gesetzeswidrig: die Befugnis, dass die Behörde über Verdienstmargen, Referenzpreise, Höchst- und Untergrenzen der Preise sowie Produktionsprozesse entscheiden kann, wobei das Binnenhandelssekretariat Strafen willkürlich verfügen kann.

			***

			In der Softwareindustrie liegt die Beschäftigung aktuell mit einem Plus von 10% gegenüber dem Vorjahr und summiert 100.000 Arbeitsplätze, berichtet die Kammer der Softwareindustrie (Cessi). Bei 87% der Mitarbeiter handelt es sich um Festangestellte; die Übrigen seien Selbstständige.

			*** 

			Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela kündigte eine Finanzierung über $ 500 Mio. der Banco Nación für kleine und mittlere Milchproduzenten an. Der Kredit hat in seiner Anfangsphase ein Volumen von zunächst $ 250 Mio., befristet auf 5 Jahre für Investitionen und zwei Jahre für Arbeitskapital. Die Zinsrate liegt bei 17,5% für Investitionen während der ersten drei Monaten, und Badlar zuzüglich drei Punkte für die weiteren Jahren. Der Kredit für Arbeitskapital hat eine Zinsrate von 23% während des ersten Jahres und allgemeine Zinsraten für die weitere Zeit. Das Landwirtschaftsministerium vergütet vier Zinspunkte.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Tochtergesellschaft von IMPSA (Pescarmona-Gruppe) in Brasilien, Wind Power Energía S.A. hat eine Gläubigereinberufung vor Gericht beantragt, um auf diese Weise eine Umschuldung von Passiven in Höhe von u$s 1,2 Mrd. zu erreichen. Die Firma war in finanzielle Schwierigkeiten geraten, als die Staaten Brasilien und Venezuela Verträge in Höhe von ca. u$s 5 Mrd. nicht erfüllten. Im September konnte das Unternehmen Zahlungsverpflichtungen von u$s 42 Mio. und u$s 23 Mio. nicht erfüllen. IMPSA hat daraufhin die Beteiligungen an fünf Windparks in Brasilien an die Firma Salus abgestossen. Doch das hat nicht gereicht, um die Finanzkrise zu überwinden. 

			***

			Der Präsident von Venezuela, Nicolás Maduro, erklärte am Dienstag, dass das Land Auslandskredite benötige, um den Rückgang der Einnahmen aus Erdölexporten auszugleichen, die letztes Jahr 96% der gesamten Exporteinnahmen ausmachten. Obwohl der venezolanische Staat bisher seinen Zahlungsverpflichtungen nachgekommen ist, haben die Agenturen, die Landesrisken qualifizieren, Venezuela als das Land mit dem weltweit höchsten Risiko eingestuft. Der Risikoindex der Bank J.P.Morgan liegt bei Venezuela auf 2.072 Punkten (was zusätzliche Zinsen von 20,72% bedeutet), gegen 1.571 Punkte der Ukraine. Venezolanische Staatspapiere ergeben gegenwärtig eine Rendite von bis zu 34%. Die Inflation erreichte in 12 Monaten zum August 63,4% und das Bruttoinlandsprodukt lag in 9 Monaten 2014 laut privaten Berechnungen um 4,2% unter dem Vorjahr.

			***

			Einem Freihandelsabkommen mit der Schweiz respektive zwischen dem Mercosur und der EFTA steht Brasilien grundsätzlich positiv gegenüber. Allerdings könnten die Verhandlungen erst nach dem Abschluss eines geplanten Freihandelsabkommens mit der EU in Angriff genommen werden. Und dies dürfte noch geraume Zeit dauern, haben doch die Verhandlungen zwischen Brasilien und der EU erst kürzlich begonnen. Dies wurde zum Abschluss der Beratungen der gemischten Brasilien-Schweiz Wirtschaftskommission bekannt.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Estandar Energy

			Dieses Unternehmen verdreifachte dank neuer Anlagen die Produktionskapazitäten von Lösungsmitteln auf Erdölbasis auf 280.000 Liter in ihrem Werk in General Rodriguez. 

			Allianz Argentina

			Diese Versicherunsgesellschaft hat im nördlichen Vorort Benavidez (Strasse Agustín García 8195) das neue Dienstleistungszentrum NOR eingerichtet, das die Bedienung von Kunden in Sachen Forderungen gegenüber Dritten bei Automobilschäden versorgt.

			Metrospaces

			Dieser Immobilienfonds kündigt den Beginn seiner Geschäftstätigkeit in Argentinien mit drei Projekten an, je eines in Salta, Mendoza und Puerto Iguazú. Die Gesamtinvestitionen belaufen sich auf u$s 10 Mio. Metrospaces hat ihren Sitz in den USA und wird vom venezolanischen Unternehmer Oscar Brito angeführt.

			Deutz Agco

			Neuer Geschäftsführer in Argentinien des Joint Venture Unternehmens zwischen dem deutschen Motorenwerk Deutz und der Agco Corporation wird ab 01.01.2015 Ing. Miguel Livero sein. Livero, mit einer über 25-jährigen Betriebszugehörigkeit, behält in seiner neuen Funktion ebenfalls die kommerzielle Geschäftsleitung. 

			Mercedes- Benz Argentina

			Ary Duduletz heisst der argentinische Gewinner des Global TechMasters von Mercedes-Benz. An diesem Wettbewerb, dem weltweit besten bezüglich Arbeitsprofil, nahmen in Deutschland die besten Spezialisten aller Kategorien teil, die bei Mercedes-Benz arbeiten. Dabei gilt es, die Fähigkeiten, z.B. als KFZ-Meister, gegenüber der weltweiten Konkurrenz unter Beweis zu stellen. 

			YPF

			Dieses Erdölunternehmen hat mit der malayischen Petronas ein Abkommen abgeschlossen, um gemeinsam das Gebiet von La Amarga Chica, innerhalb von Vaca Muerta, auszubeuten. Es handet sich um einen ersten Versuch für die Gewinnung von Schieferöl und –gas, der eine Investition von u$s 550 Mio. beansprucht, von denen Petronas u$s 475 Mio. beisteuert. Das Abkommen ist ähnlich, wie das mit Chevron.

			Newsan

			Nachdem das Parlament in Santa Cruz ein Gesetz aufgehoben hat, demnach das in Konkurs geratene Fischereiunternehmen Vieira Argentina als Subjekt von öffentlichem Interesse deklariert wurde, hat diese Gruppe, die vorwiegend in der Elektroindustrie tätig ist, eine Zusammenarbeit mit dem Unternehmen angekündigt. So wird Newsan Food zunächst u$s 2 Mio. zu Vieira Argentina beisteuern. Damit soll zunächst der Fang von Meeresprodukten wie Tintenfisch und Shrimps sichergestellt werden. 

			Senior Experten Service

			Der Senior Experten Service (SES) ist die Stiftung der Deutschen Wirtschaft für internationale Zusammenarbeit GmbH und eine gemeinnützige Gesellschaft. Er bietet interessierten Menschen im Ruhestand die Möglichkeit, ihre Kenntnisse und ihr Wissen an andere im Ausland und in Deutschland weiterzugeben. Als ehrenamtlich tätige Senior Experten fördern sie die Aus- und Weiterbildung von Fach- und Führungskräften. Sie leisten Hilfe zur Selbsthilfe - und damit einen wichtigen Beitrag, ein Stück Zukunft zu sichern. Ein System, von dem alle Beteiligten profitieren. Senior Experten sind vorwiegend in kleineren und mittleren Unternehmen und Einrichtungen der Berufsbildung und Gesundheitswesen tätig, aber auch für Organisationen und Institutionen, wie beispielsweise die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ). Interessenten können mit Katherina Molek Kontakt aufnehmen: kmolek@ahkargentina.com.ar
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			Die gestörten Beziehungen zwischen Staat und Privatwirtschaft

			Beim Seminar des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“ (UIA), das in der Vorwoche im Sheraton von Pilar stattfand, kam das Problem des Interventionismus und der Präsenz des Staates in der Wirtschaft auf. Mehrere Unternehmer beklagten sich über den übertriebenen Interventionismus und forderten mehr Marktfreiheit. Dabei wurde auch der Spruch erwähnt, den der sozialdemokratische deutsche Bundeskanzler Willy Brandt seinerzeit ge-äussert hatte: „Soviel Markt wie möglich, so viel Staat wie notwendig.“ Wirtschaftsminister Axel Kicillof vertrat dann, als Antwort, die entgegengesetzte These, und dann fuhr die Präsidentin Cristina Kirchner selbst noch ausgeprägter im gleichen Sinn fort.

			Zunächst wies sie darauf hin, dass die Unternehmen, deren Aktien an der Börse von Buenos Aires kotieren, in 9 Monaten 2014 60% mehr verdient hätten als im Vorjahr. Doch bei den 19 Industrieunternehmen dieser Gruppe sei der Gewinn um 122% gestiegen, und bei den Unternehmen, die sich der Landwirtschaft und der Nahrungsmittelindustrie widmen, sogar um 222%. Bei den Banken betrage die Zunahme 86% und bei den Bau- und Immobilienunternehmen 72%. Zu diesen Zahlen sei zunächst bemerkt, dass es sich um Buchgewinne handelt, die bei gestiegene Inflation stärker zunehmen. Da in den 90er Jahren im Zuge der Stabilität die Inflationsberichtigung der Bilanzen abgeschafft und auch ab 2002 nicht wieder eingeführt wurde, weiss man nicht, wie hoch die Gewinne der Unternehmen in Wirklichkeit sind, und auch nicht, wie weit sie sich von einem Jahr auf das andere verändert haben.

			Abgesehen davon sind diese Unternehmen, die zu den grösseren des Landes gehören, nicht räpresentativ für die mittleren und kleinen, die viel stärker von der Rezession und der Kreditknappheit betroffen werden. Der Präsident der UIA, Héctor Mendez, betreibt eines dieser Unternehmen, das grosse Kun-stoffbehälter in zwei Fabriken erzeugt, und macht sich jetzt Sorgen über Importe der gleichen Produkte aus Chile, wo die Fabrik dank billigerer Versorgung mit dem Hauptrohstoff (wohl auch wegen niedrigerer Arbeitskosten) und dank des Freihandelsabkommens, das die Zölle abgeschafft hat, niedrigere Preise anbietet. Sein Fall hat, wie die meisten anderer Unternehmen, nichts mit der Entwicklung zu tun, die CFK geschildert hat. 

			Allein, abgesehen von der Diskussion über die Konjunktur der Industrie, äusserte CFK grundsätzliche Konzepte, die wirklich erstaunlich, und auch gefährlich für die Wirtschaft sind. Sie vertrat die These, dass die Wirtschaft voll von der Politik abhänge und gab dabei ihre Version vom bekannten Spruch des US-Präsidenten Bill Clinton während der Wahlkampagne des Jahres 1991: „Es ist die Wirtschaft, Trottel“ („its the economy, stupid“), indem sie sagte: „Es ist die Politik, Dummkopf“ („es la política, pavote“). Sie wies darauf hin, dass die Wirtschaftstheorie die Imperfektion der Märkte anerkannt habe, was sie als Rechtfertigung für eine umfassende staatliche Intervention auslegte. Sie hat auch hier Bahnhof verstanden: denn was die Wirtschaftstheoretiker sagen, ist dass der Markt zwar allgemein funktioniert, jedoch Verzerrungen und Unvollkommenheiten bestünden, die die Ausnahmen und nicht die Regel darstellen, die vom Staat korrigiert werden müssen. Das ist etwas ganz anderes. Nur in einer kommunistischen Wirtschaft sind auch die rein unternehmerischen Entscheidungen politisch. Und gerade deshalb ist dieses System überall zusammengebrochen, oder es wurde schrittweise aufgegeben, wie in China. 

			Den Höhepunkt ihrer These, das alles politisch und nur politisch ist, brachte sie mit der Behauptung zum Ausdruck, dass die ganze Sozialpolitik der Nachkriegszeit durch den kalten Krieg bedingt gewesen sei, weil die kapitalistischen Staaten zeigen wollten, dass ihr System Lösungen für die sozialen Probleme habe, um auf diese Weise die Kritik am Kapitalismus zu entschärfen und den Kommunismus zu schwächen. Das ist grober Unfug: die Sozialpolitik der Nachkriegszeit kam, weil dies im Zuge der Zeit lag, und wurde besonders von sozialdemokratischen Parteien und Gewerkschaften vorangetrieben. Der deutsche Politologe Ralf Dahrendorf sprach vom „sozialdemokratischen Zeitalter“, unabhängig der grundsätzlichen politischen Richtung der jeweiligen Regierungen. Der kalte Krieg lief auf einer anderen Ebene, und die westlichen Politiker setzen ihn in keiner Weise in Beziehung mit der Gestaltung eines umfassenden sozialen Systems. 

			Die Auffassung der Wirtschaft, die die Präsidentin zum Ausdruck bringt, entspricht ihrem marxistischen Grundkonzept, das sie mit Wirtschaftsminister Kicillof u.a. Prominenten der Regierungsgruppe teilt. Allein, es geht hier nicht um eine theoretische Diskussion, sondern um ein totalitäres Konzept, das in der konkreten Wirtschaftspolitik zum Ausdruck kommt, zuletzt sehr deutlich im Versorgungsgesetz, aber eigentlich in der gesamten Kirchner-Wirtschaftspolitik. Und weil das Konzept irreal, falsch und schädlich ist, führt es nicht zu Lösungen, sondern in die Sackgasse, in der sich die argentinische Wirtschaft gegenwärtig befindet.

			Was die Beziehung des Kirchner-Staates zur Privatwirtschaft betrifft, so kann allgemein folgendes beanstandet werden:

			- Der zu grosse Staat, der zu einer entsprechend überhöhten Steuerlast führt, die die Wirtschaft erstickt. Auch saugt dieser Staat finanzielle Mittel in grossem Umfang auf, und verringert entsprechend die Finanzierungsmöglichkeiten der Privatwirtschaft. 

			- Der Staat vergeudet viel Geld. Mit einer vernünftigeren Verwaltung, Achtung von Prioritäten, besserer Durchführung von Staatsinvestitionen, einer sorgfältigeren Sozialpolitik und mehr Austerität innerhalb der Regierung könnte viel gespart werden, wobei gleichzeitig Hemmungen für die Privatwirtschaft abgeschafft und statt dessen neue Impulse geschaffen würden. Der Staat muss nicht nur kleiner sein, sondern auch effizienter. 

			- Dass der Staat in der Wirtschaft interveniert ist in Ordnung. Das ist das Wesen der Wirtschaftspolitik. Was beanstandet wird, ist die Art des Interventionismus der Kirchner-Regierungen, der störend wirkt. Wir erinnern hier an die Differenzierung, die der deutschen Wirtschaftler Wilhelm Röpke vor 60 Jahren aufstellte, als er zwischen einem „konformen“ und einem „nichtkonformen“ Interventionismus unterschied. Der erste schaffe Verzerrungen ab, der zweite vertiefe sie und zwinge zu immer weiteren Interventionen. Die Wirtschaftspolitik der Kirchners gehört zweifellos in die zweite Kategorie.

			- Ebenfalls wird beanstandet, dass Spielregeln fehlen. Der Kirchner-Interventionismus schafft eine totale Abhängigkeit der Unternehmen von der Regierung, gelegentlich sogar von untergeordneten Beamten, und bringt für diese ständige Überraschungen. Die Wirtschaft benötigt Spielregeln, die langfristig geachtet werden, als Grundlage für Investitionen, besonders für die, die langfristig gedacht sind. Das hat die Regierung unlängst prinzipiell bei der Erdölwirtschaft schliesslich anerkannt, dabei jedoch die Diskussion mit Fachleuten vermieden und Vorschläge bei Seite gelassen, die dieser neuen Regelung einen festen politischen Rückhalt verliehen hätten. Was Spielregeln betrifft, so fehlen sie besonders bei öffentlichen Diensten, die privat betrieben werden. Die Rahmenordnung der 90er Jahre wurde einfach bei Seite gelassen, ohne eine legale Grundlage, und durch keine neue ersetzt, so dass die Unternehmen von der Willkür der Regierung abhängen. 

			- Die konkrete Gestaltung der Wirtschaftspolitik, die täglich erfolgt, erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatunternehmen, wie sie allgemein in fortgeschrittenen Staaten und auch anderen üblich ist. Die Regierungen pflegen ihre Unternehmen zu unterstützen, besonders bei Auslandsgeschäften, und die USA sind vor einigen Jahren so weit gegangen, viele Grossunternehmen mit hohen finanziellen Beiträgen zu retten, um eine Katastrophe zu vermeiden. Damals wurde das Prinzip eingeführt, dass bestimmte Unternehmen eben zu gross seien, als dass Staat und Gesellschaft ein Versagen verkraften können („too big to fail“). All das gibt es jedoch bei den Kirchners nur bei Unternehmen, die zu ihrer Gruppe gehören, wie die von Lázaro Báez, Cristóbal López u.a. Allgemein werden die Unternehmer von dieser Regierung verdächtigt, krumme Geschäfte machen zu wollen. Die fehlende Unterstützung durch den Staat hat auch die Inhaber mehrerer grosser lokaler Unternehmen veranlasst, an ausländische zu verkaufen. Dann werden sie von anderen Regierungen gestützt, und lokale Konflikte mit einem Unternehmen werden zu internationalen unter Staaten. 

			- Die hohen Beamten fürchten sich auch, mit bestimmten Unternehmern zu reden und sie an der Gestaltung von Lösungen mitwirken zu lassen, weil sie dann verdächtigt werden, ein Schmiergeld erhalten zu haben. Die Unternehmer wissen über die Probleme, die sie direkt betreffen, gewiss besser Bescheid als die Beamten im Wirtschaftsministerium. Ohne offene Gespräche und Zusammenarbeit kommt es dann, auch wenn die Beamten guten Willen haben, zu fehlerhaften Lösungen, oder eben zu überhaupt keinen. Es ist paradox, dass zur Zeit der Militärdiktatur sämtliche Unternehmensvertreter leichten Zugang zu den höheren Beamten des Wirtschaftsministeriums und auch anderen hatten, und die einzelnen Probleme offen besprochen wurden, während bei der gegenwärtigen Demokratie kein Kontakt, oder bestenfalls beschränkt und mit Voreingenommenheit gegenüber den Unternehmern, besteht.

			- Schliesslich ist für die Unternehmen, und gewiss auch für natürliche Personen, die Achtung der Rechtsordnung die Grundlage von Wirtschaft und Wirtschaftspolitik. Die Kirchner-Regierungen nehmen es hier nicht genau: einmal haben sie Konzessionverträge und auch andere einseitig ausser Kraft gesetzt, privatisierte Unternehmen ohne rechtliche Grundlage rückverstaatlicht (was im Fall von Aguas Argentinas eine Konfiskation war), und dann üben sie Druck auf die Richter aus und bemühen sich, diese Möglichkeit in Gesetzen zu verankern. Die geschwächte Rechtsordnung schafft ein zusätzliches Risiko, das die Wirtschaft stört und Investitionen hemmt.

			Leider haben die Industrieunternehmer, die sich in der Vorwoche in Pilar geäussert haben, es nicht vestanden, die Problematik des Interventionsmus klar darzustellen, wie wir es an dieser Stelle getan haben. Sie haben eine glänzende Gelegenheit verpasst, und mussten sich von CFK die Leviten lesen lassen. Die Problematik der Beziehung des Staates zur Industrie, und zur Privatwirtschaft allgemein, wurde einmal mehr politisiert, statt auf die einzelnen Aspekte einzugehen, und das ist verhängnisvoll.
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			Eine neue Strategie gegenüber den Holdouts

			Ende der Vorwoche kündigte Wirtschaftsminister Axel Kicillof zwei Massnahmen an, die dazu bestimmt sind, die finanzielle Lage im kommenden Jahr zu entspannen und die Gefahr eines neuen allgemeinen Defaults zu beseitigen. Das strukturelle Zahlungsbilanzproblem würde dann auf die nächste Regierung verlagert. Diese neue Strategie hat zwei Interpretationen: einmal, dass die Regierung ab Januar mit den Geierfonds u.a. Holdouts mit einer stärkeren Position verhandeln will, weil sie nicht genötigt ist, den Fall sofort zu lösen, um nicht in Zahlungsunfähigkeit zu geraten. Aber es kann auch sein, dass die Regierung auf diese Weise ihre Stellung gegenüber den Gläubigern verhärten will, und ihnen anbietet, nur so viel zu zahlen, wie denjenigen, die die Umschuldung angenommen haben (die „holdins“). Sie würden somit den gleichen Schuldenschnitt hinnehmen müssen, die gleichen Staatstitel erhalten, aber eventuell Zinsen und auch den Betrag des Wachstumscoupons erhalten, die bisher gezahlt wurden. Gesamthaft würde der Schnitt somit nicht um die 70%, sondern 50% bis 60% betragen. Die erste Alternative könnte zu einer kurzfristigen Lösung führen, was bedeutet, dass die schwelende Zahlungsbilanzkrise kurzfristig überwunden wird, und eine allgemeine Beruhigung der Gemüter eintritt, was für die Wirtschaft günstig wäre. Bei der zweiten bestehen die grundsätzlichen Zweifel weiter, weil die Holdouts, um die es hier geht, den Vorschlag wohl nicht annehmen würden, und das vertieft die Rezession. Es besteht allerdings noch eine dritte Möglichkeit, nämlich die, dass es schliesslich im Laufe des nächsten Jahres zu einem Kompromissvorschlag kommt, bei dem die Geierfonds und die anderen Holdouts etwas mehr erhalten, als diejenigen, die sich den Umschuldungsrunden von 2005 und 2010 angeschlossen haben. Für die argentinische Wirtschaft wäre es auf alle Fälle viel besser, wenn das Problem so schnell wie möglich gelöst wird. Denn sonst besteht die Ungewissheit weiter, die paralisierend wirkt.

			Der Vorschlag von Kicillof teilt sich in zwei auf:

			1. Den Inhabern der Boden 2015, die im Oktober 2015 verfallen, wird einmal die Möglichkeit geboten, eine sofortige Barzahlung zu 97% des Nennwertes zu erhalten, oder mit dem vollen Betrag (100% des Nennwertes) einen neuen staalichen Bonds, den Bonar 2024 zu 96,20% des Nennwertes zu zeichnen. Während der Boden 2015 zu 7% verzinst ist, wird beim Bonar 2014 ein Zinssatz von 8,75% festgesetzt, der bezogen auf den Preis von $ 96,20 einen Satz von über 9,5% ergibt. Das ist in der heutigen Welt, in der Zinsen von 2% bis 3% normal sind, und Staaten der dritten Welt sich zu 4% bis 6% verschulden, ein attraktiver Zinssatz. 

			2. Ausserdem sollen weitere Bonar 2024 für bis zu u$s 3 Mrd. zu einem festen Preis von u$s 96,20 je u$s 100 Nennwert ausgeschrieben werden. Diese Bonds werden direkt vom argentinischen Staat ausgegeben, ohne Banken, die als Vermittler auftreten, und unterstehen der argentinischen Gerichtsbarkeit. 

			Der Betrag der Boden 2015, die nächstes Jahr amortisiert werden müssen, macht u$s 6,29 Mrd. aus, mit Zinsen u$s 6,7 Mrd. Insgesamt müssen bis Dezember 2015 Schulden und Zinsen für ca. u$s 12 Mrd. gezahlt werden. Wie weit dieser Betrag jetzt durch Umschuldung und frischem Geld ausgeglichen wird, werden wir noch in diesem Jahr erfahren. Was die Regierung jetzt anbietet ist attraktiv, aber eben nur unter der Voraussetzung, dass die Zahlungsbilanzkrise effektiv überwunden wird und das Land nicht erneut in Zahlungsunfähigkeit gerät. 

			Allein, es kommt noch mehr hinzu. Einmal wird damit gerechnet, dass vom Swapgeschäft mit China weitere Beträge freigegeben werden. Wie weit diese Mittel für Zahlungen im allgemeinen eingesetzt werden können, sei dahingestellt. Denn zunächst handelt es sich beim Swap-Geschäft nur um eine kurzfristige Finanzierung für den bilateralen Handel mit China. Es sind somit keine echten Reserven. Ebenfalls wird mit der Auszahlung chinesischer Kredite für die Lieferungen für die Eisenbahnen und für die Kraftwerke in Santa Cruz gerechnet. Schliesslich sollen noch andere Finanzquellen angezapft werden, wie eventuelle Finanzierungen für Importe, die sonst nicht genehmigt werden. Die Regierung erwartet auch höhere Auszahlungen von Krediten durch die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank, was jedoch keineswegs sicher ist.

			Wenn man jedoch berücksichtigt, dass die Importeure schon jetzt um die u$s 5 Mrd. an ihre Lieferanten schulden (die Hälfte davon entfällt auf die Kfz-Industrie), und die Leistungsbilanz nächstes Jahr voraussichtlich mit einem negativen Saldo abschliesst (wegen geringerem Handelsbilanzüberschuss und höherem Defizit bei Dienstleistungen und finanziellen Zahlungen), dann erscheint es nicht als ausgeschlossen, dass es bis Dezember 2015 zu einem Kurzschluss kommt. Die Tatsache, dass sich der argentinische Staat jetzt zu anormal hohen Zinssätzen verschuldet, ist ohnehin ein schlechtes Signal für die internationale Finanzwelt, das ein Hindernis für eine Normalisierung der finanziellen Beziehungen zur Welt darstellt.

		

	